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Anfrage zur schriftlichen Beantwortung E-008932/2013
an die Kommission
Artikel 117 der Geschäftsordnung
Franziska Katharina Brantner (Verts/ALE)

Betrifft: Einschränkung des Fahrrad-Direktvertriebs in Frankreich durch Dekret Nr. 95-937

Nach Artikel 7 des Dekrets Nr. 95-937 der französischen Regierung vom 24. August 1995 (Décret no 
95-937 du 24 août 1995 relatif à la prévention des risques résultant de l'usage des bicyclettes) 
müssen in Frankreich Fahrräder dem Verbraucher vollständig montiert und komplett eingestellt 
geliefert werden. Diese Rechtsvorschrift macht es Händlern nahezu unmöglich, Fahrräder per 
Direktvertrieb zu vertreiben, wovon insbesondere Händler in anderen Mitgliedstaaten negativ 
betroffen sind. Verbraucher in Frankreich wiederum sehen sich einer kleineren Auswahl an 
Fahrrädern und Händlern sowie höheren Preisen gegenüber.

Das Recht der Union und das nationale Recht anderer Mitgliedstaaten sehen eine derartige 
Einschränkung des Direktvertriebs nicht vor, und es scheint nicht der Fall zu sein, dass dies dort zu 
Sicherheitsrisiken für die Verbraucher geführt hat.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob der Artikel 7 des Dekrets Nr. 95-937 eine 
unrechtmäßige Einschränkung des freien Warenverkehrs innerhalb der Union darstellt oder andere 
Rechtsvorschriften der Union verletzt. Kann die Kommission dazu folgende Fragen beantworten:

1. Ist die Kommission der Ansicht, dass Artikel 7 des Dekrets Nr. 95-937 mit dem Recht der Union 
vereinbar ist oder nicht, und aus welchen Gründen? Welche primär- oder sekundärrechtlichen 
Normen sieht die Kommission gegebenenfalls als verletzt an?

2. Welche Schritte gedenkt die Kommission zu unternehmen, falls sie der Ansicht ist, dass die 
Bestimmung gegen das Recht der Union verstößt?


